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Die besseren Argumente 
werden überzeugen 

Generalsekretär Ruprecht 
polenz hat auf einer Presse- 
konferenz am 14. August in 
Berlin die politische Pla- 
J^ng der CDU für den 
derbst vorgestellt. 

Der      Bundesregierung 
Urfe „keine Halbzeitpause 

§egönnt"    werden.    Denn 
"Zuviel ist liegen geblieben. 

und zuviel muss nachgebes- 
sert werden". 

Ruprecht Polenz: „Wir 
werden die Regierung im- 
mer wieder unter den Druck 
der besseren Argumente 
setzten und mit überzeugen- 
den Alternativen konfron- 
tieren." 
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THEMEN   DER   WOCHE 

DIETRICH AUSTERMANN 

UND RUPRECHT POLENZ: 

ZWISCHEN ANSPRUCH 

UND WIRKLICHKEIT LIEGEN 

WELTEN 

Seite 14/15 

Die ganze Misere rot-grüner Politik kommt in der stief- 
mütterlichen Behandlung des Mittelstands zum Ausdruck. 
Generalsekretär Ruprecht Polenz und der haushaltspoliti- 
sche Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Diet- 
rich Austermann, sehen in dem „Aktionsprogramm Mit- 
telstand" von Bundeswirtschaftsminister Müller vor allem 
deshalb ein ökonomisch falsches Signal, weil im Jahr 2004 
nur noch 10,3 Prozent aller Bundesausgaben arbeitsplatz- 
schaffende Investitionen sein werden. Ein trauriger Nega- 
tivrekord! Die Förderung der Leistungs- und Wettbe- 
werbsfähigkeit kleiner und mittlerer Unternehmen wird 
bereits im nächsten Jahr um fast zwei Drittel gekürzt. 

THOMAS HEILMANN: 

WIR BRAUCHEN 

SCHNELLSTENS EINE 

SCHLüSSIGE 

INTERNETSTRATEGIE 

Seiten 18 

16te Ankündigung der Bundesregierung, den Bildungsbe- 
reich auf das Informationszeitalter einzustellen. Leider 
auch diesmal: nichts Neues und nichts Abgestimmtes. Seit 
dem Start der Initiative „Schulen ans Netz" 1996 sind kei- 
ne neuen Ansätze erkennbar. Eine gefährliche und tiefe di- 
gitale Kluft verläuft zwischen Deutschland und anderen 
Ländern. Thomas Heil mann: Nicht erst im Jahre 2006, son- 
dern „schnellstens" brauchen wir die angekündigte Aus- 
stattung aller Schüler mit einem Laptop und den Sprung zu 
einer schlüssigen Internetstrategie. 

SCHRöDER-REGIERUNG 

STELLT NEUE LäNDER 

AUFS ABSTELLGLEIS. 

AUFBAU OST - ERGEBNISSE 

EINER CHEFSACHE 

Dokumentation 

Von dieser Bundesregierung sind bisher noch keine posi- 
tiven Impulse für einen kraftvollen Aufbau Ost ausgegan- 
gen. Diese enttäuschende Bilanz haben auf einer gemein- 
samen Pressekonferenz am 18. August in Berlin General- 
sekretär Ruprecht Polenz und der stellvertretende Vorsit- 
zende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Günter Nooke, 
gezogen. Das Schlimme an dieser Bilanz: die Menschen 
im Osten tauchen auf Schröders Rechnung nicht auf. 
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FEIERN   ZUM   3.   OKTOBER1 

TAG   DER   DEUTSCHEN   EINHEIT 

Angela Merkel: Die CDU feiert ihre 
Wiedervereinigung vor zehn Jahren 

Bundesvorstand und Prä- 
sidium haben auf ihrer 
ersten Sitzung nach den 
kommerferien den ge- 
meinsamen Vorschlag der 
parteivorsitzenden Angela 
Merkel und des Bundes- 
kanzlers a.D. Helmut Kohl 
bestätigt, am Sonntag, den 
*• Oktober, den 10. Jahres- 
tag des Vereinigungspar- 
teitags der CDU in Ham- 
burg feierlich zu begehen. 

Redner auf dieser Ver- 
waltung werden Angela 
Merkel und Helmut Kohl 
•sein. 

Versuche insbesondere 
der SPD, aber auch der Grü- 
nen, die Leistungen der 
^-DU bei der Wiedervereini- 
gung Deutschlands klein zu 
reden, vertragen sich nicht - 
wie die Parteivorsitzende 
auf einer Pressekonferenz 
arn 21. August erklärte - mit 
^r Würde des 3. Oktobers. 

le kommen ohnehin bei 
jemandem gut an und sol- 
en wohl auch nur der Re- 
gierung Schröder helfen, 
v°ni Ausbleiben ihrer Erfol- 
fe beim Aufbau Ost abzu- 
lenken. 

Angela Merkel: Präsidi- 
jjm und Bundesvorstand ha- 
en sich mit ihrer Zustim- 

Angela Merkel: Ein in sich 
st hlüssiges Konzept 

mung zu der Feier am I. Ok- 
tober auf ein in sich schlüs- 
siges Konzept geeinigt, in 
das sich auch die anderen 
Veranstaltungen um den 3. 
Oktober nahtlos einfügen: 
• das 5. Berliner Gespräch 
am 31. August in der CDU- 
Bundesgeschäftsstelle   mit 

Schröder, das Antworten 
auf die Frage suchen wird, 
ob wires „zehn Jahre später" 
mit einem Deutschland zu 
tun haben, „wie wir es uns 
wünschen"; 
• die Tagung der Konrad- 
Adenauer-Stiftung am 
27728. September im Trä- 
nenpalast am Reichstagsu- 
fer in Berlin, auf der am 1. 
Tag Helmut Kohl zum The- 
ma „Deutschlands Einheit 
und Europas Einigung", An- 
gela Merkel über „Deutsch- 
lands Zukunft in Europa" 
sprechen werden, und am 
2. Tag Friedrich Merz „Die 
deutsche Einheit als Auftrag 
für die europäische Eini- 
gung" erklären wird; 
• der Staatsakt am 3. Ok- 
tober in Dresden, zu der 

Wolfgang Schäuble, Tho- 
mas Brussig, Freya Klier 
und     Professor    Richard 

Bundesratspräsident Kurt 
Biedenkopf und Bundes- 
präsident Johannes Rau 
eingeladen haben. UD 
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HERBSTPLANUNG 

Fortsetzung von Seite 1 

BEISPIEL   SCHULE. 
Wer jetzt eingeschult wird 
und in die erste Klasse geht, 
der kann die Zukunft nur 
dann meistern, „wenn die 
Bildungspolitik erstklassig 
ist". Die Bundesregierung 
hat die Bildungsreform aber 
zum „Bummelzug" ge- 
macht. 

Ruprecht Polenz: „Wir 
brauchen Bildungspolitik 
als ICE und setzen deshalb 
das Thema Bildung als 
Schwerpunktthema auf die 
Tagesordnung der nächsten 
Wochen und Monate." 

Nachdrücklich setzte sich 
der Generalsekretär für die 
CDU-Initiative „Stiftung 
Bildungstest" ein: Bildung 
braucht Qualität, und die Si- 
cherung von Qualität kann 
am besten eine Stiftung lei- 
sten, wie sie die stellvertre- 
tende Parteivorsitzende An- 

•   *   * 
H 

Ruprecht Polenz: Wir brau- 
chen eine Alterssicherung, auf 
die sich die heute 20- bis 40- 
Jährigen verlassen können. 

nette Schavan zusammen mit 
dem Bildungsexperten der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, Norbert Hauser, Ende 
Juli vorgeschlagen hat. 

Ab September führt die 
CDU 24 Konferenzen zum 
Thema „Erziehung und 
Werte" durch und danach ei- 
nen Wissen-schaftsgipfel, 
auf dem mit Spitzenvertre- 

PpH 

* 

die NEUE RENTE: ES GEHT 
UM KINDER UND FAMILIE. 

CDU 
mitten im Leben. 

tern von Lehre und For- 
schung innovative Konzepte 
diskutiert werden sollen. 

Ruprecht Polenz: „Diese 
Projekte finden im Vorfeld 
des „Kleinen Parteitags" am 
20. November in Stuttgart 
statt, auf dem wir unser neu- 
es Bildungsprogramm ver- 
abschieden wollen." 

BEISPIEL RENTE- 
Die CDU wird auch weiter 
ihren konstruktiven Beitrag 
leisten, um die Rentenre- 
form zum Erfolg zu führen. 

Dank ihres klaren Kon- 
zepts hat die CDU wichtige 
Punkte durchsetzen können, 
zum Beispiel, 
• dass der Planungszeit- 
raum, den die Bundesregie- 
rung ursprünglich nur bis 
zum Jahr 2015 vorsah, jetzt 
bis mindestens 2030 ausge- 
dehnt worden ist. 
• Ebenso hat sich die Re- 
gierung Schröder inzwi- 

schen der Forderung 
der Union gebeugt, die 
kapitalgedeckten Ele- 
mente der Alterssiche- 
rung zu stärken. 
• Auch bei der nachge- 
lagerten Besteuerung 
ist Rot-Grün dabei, sich 

der Position der CDU 
anzunähern. 

Vom Grundsatz ei- 
ner angemessenen Ren- 
te im Alter ist die Bun- 
desregierung allerdings 
inzwischen wieder ab- 
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HERBSTPLAN u N G' 

gerückt, so dass hier wei- 
terhin Gesprächsbedarf be- 
steht. 

Vor allem aber: ImRegie- 
^ngskonzept fehlt nach wie 
v°r eine ausreichende Fami- 
'•enförderung. So würde ein 
Familienvater mit zwei Kin- 
dern und einem Jahresbrut- 
toeinkommen von 36.000 
^ark nach Riesters Modell 
eine Förderung in Höhe von 
sage und schreibe 1,67 Mark 
Monatlich erhalten. 

Ruprecht Polenz: „Wir 
fordern stattdessen einen di- 
ckten Zuschuss von 30 
Mark pro Kind und Monat, 
So dass der Familienvater 
mjt 60 Mark beim Aufbau 
e,r|er angemessenen zusätz- 
lchen Altersvorsorge unter- 

stützt würde." 
Zwei weitere Forderun- 

gen der CDU zur Rentenre- 
form: 

* Der jüngeren Generation 
durfen keine höheren Bei- 

PRESSEKONFERENZ 

Argumente unmittelbar 
anschaulich gemacht 

Zur Unterstützung der 
Überzeugungskraft unse- 
rer Argumente hat Gene- 
ralsekretär Ruprecht Po- 
lenz auf seiner Pressekon- 
ferenz die Journalisten mit 
etwas überrascht, was ihm 
schon seit langem am Her- 
zen liegt: 

Gleichzeitig mit dem, 
was er vom Rednerpult vor- 
trug, hat er passende B ilder. 

tragssätze zugemutet wer- 
den, als die ältere Generati- 
on zu tragen bereit ist. 
• Riester muss unverzüg- 
lich zur nettolohnbezogenen 
Rente zurückkehren. Das 
heißt: klare Absage an eine 
bedarfsorientierte Grundsi- 

1,67 DM/MONAT: WAS 
MAN SICH DA TÄGLICH 
ALLES LEISTEN KANN! 

II 
Unsere 

Familienförderung 
bei der Rente. 

Grafiken und Kernsätze 
auf eine Leinwand projizie- 
ren lassen und auf diese 
Weise zu den Vorstellun- 
gen, die Worte in den Köp- 
fen der Hörer wachrufen, 
unmittelbare Anschaulich- 
keit mitgeliefert. 

Beispiele für diese Art 
von „Untermalung" haben 
wir nebenstehend und auf 
Seite 6 abgebildet. 

cherung. Ein Arbeitnehmer 
mit geringen Solidarbeiträ- 
gen kann im Alter nicht eine 
Absicherung in derselben 
Höhe erwarten, wie sie ei- 
nem langjährig Versicher- 
ten zukommt. 

Der Generalsekretär fass- 
te    zusammen:    „Wir 
brauchen eine dauer- 
hafte, stabile und nach- 
haltige Alterssiche- 
rung, auf die sich die 
heute 20- bis 40-Jähri- 
gen verlassen können." 

Auf Generationen- 
Konferenzen werden 
Senioren-Union und 
Junge Union mit Bür- 
gerinnen und Bürgern 
überdieZukunft der Al- 
tersversorgung disku- 
tieren. HO 
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PARTEIREFORM 

DELEGIERTE   DURCH   MITGLIEDER   ERSETZT 

Großer Gewinn an Engagement 
und Bereitschaft zur Mitarbeit 

Wie aus einer telefoni- 
schen Umfrage hervor- 
geht, hat insbesondere der 
Landesverband Nord- 
rhein-Westfalen bisher 
gute Erfahrungen mit der 
verstärkten Einbeziehung 
der Mitglieder in die poli- 
tische Arbeit gemacht. 

Bereits 1994 ist der 
Spitzenkandidat für die da- 
malige Landtagwahl durch 
eine Mitgliederbcfragung 

vorbestimmt und durch Par- 
teitagsdelegierte bestätigt 
worden. 

1997 wurden erstmals 
die Mitglieder im Kreis Wa- 
rendorf zur Kandidatenauf- 
stellung eines hauptamtli- 
chen Landrats befragt. 

Ob im Rhein-Sieg-Kreis 
oder in der Bonner CDU: die 
Mitgliederversammlung hat 
die Delegiertenversamm- 
lung abgelöst - auch dann. 

wenn es auf Kreisparteita- 
gen nicht um Kandidaten, 
sondern um politische Be- 
schlüsse geht. 

Die BonnerCDU hat ih- 
re Satzung sogar schon vor 
vielen Jahren entspre- 
chend geändert und be- 
stätigt heute jedem, der da- 
nach fragt: Die Partei hat 
dabei enorm gewonnen - 
an Engagement und Be- 
reitschaft zu Mitarbeit. 

Riesters Rentenrutsche: 

ImWaMkwnplNaftMfMch.          \    • 
J»hi« king «in« Anpattung um dt* 

Vftipitchfii v*>9«*t*n) 
^N" t\   N*1lo*-oko*nm«nU)«ijrift 

1 1   1 •*"jn,9**°,rtw1 

M ^1 
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PARTEIREFO RM1 

GENERALSEKRETäR   RUPRECHT   POLENZ: 

Wir wollen die Partei durch 
mehr Beteiligung erneuern 

^olkspartei der Mitte - 
das ist auch in Zukunft die 
Formel des Erfolgsrezepts 
der CDU, wenn allerdings 
eine wichtige Bedingung 
erfüllt ist: die Beteiligung 
al|er gesellschaftlichen 
Kräfte. 

Generalse- 
kretär      Ruprecht 
polenz hat auf sei- d 

ner    Pressekonfe- 
renz am 14. August 
aueh  das  Thema 
parteireform (Abb. auf Sei- 
te 1) auf die Tagesordnung 
gesetzt und zum Ziel der Er- 
neuerung gemacht: 
* »die CDU zu einer offe- 
nen. diskussionsfreudigen 
Und vor allem auch lernen- 
den Partei auszubauen", 
* zu einer Partei, die auch 
außenstehende zum Mit- 
lachen einlädt und zum ge- 
sellschaftlichen Engage- 
ment ermutigt. 

Die Menschen müssen - 
s° der Generalsekretär - 
wieder das Gefühl haben, 
C;I

^N sie Politik aktiv mitge- 
s ^ten können. Wenn sie da- 
ngen durch Teilnahmslo- 
' 'gkeit den Eindruck vermit- 

ln< dass sie nicht daran 
^uben, irgend etwas ver- 
lern zu können, dann ist 

das genau so ein ernst zu 
nehmendes Alarmsignal sie 
sinkende Wahlbeteiligung. 

Im Gegensatz zu Schröder, 
dem er vorwirft, der „Initiator 
einer - allerdings medien- 
wirksamen  -  Berieselungs- 

Am 17. August hat sich 
ie Kommission Parteireform 

konstituiert. 

Demokratie" zu sein, setzt der 
Generalsekretär der CDU auf 
das Konzept der „Beteili- 
gungs-Demokratie". 

21 Besuche vor Ort 

Konkret schlägt Ruprecht 
Polenz vor, durch Umbau der 
Parteistrukturen mehr Mit- 
bestimmungs- und Mitwir- 
kungsmöglichkeiten zu er- 
reichen. 

In den kommenden Mona- 
ten wird der Generalsekretär 
• insgesamt 21 Kreisver- 
bände besuchen und 
• Erneuerungs-Foren anre- 
gen, auf denen die Möglich- 
keiten verstärkter Mitglie- 
der-Beteiligung ausgelotet 
werden sollen. 

Am 13. September, dem 
Tag, an dem die neue Bun- 
desgeschäftsstelle der CDU 
offiziell eingeweiht wird, 
findet in der Berliner Partei- 
zentrale auch eine Kreisge- 
schäftsführerkonferenz 

statt. Bei der Gele- 
genheit wird unter 
dem Motto „Ein- 
schalten statt Raus- 
halten" die bun- 
desweite Beteili- 
gungsoffensive 21 

gestartet und den Bürgerin- 
nen und Bürgern ein inhalt- 
liches Angebot zur Beteili- 
gung an der Gestaltung ihres 
Lcbensumfeldes gemacht. 

Beteiligungsoffensive 
21 - damit will die CDU 
mit einem neuen Politikstil 
überzeugen, der, wie der 
Generalsekretär erklärte, 
„Politik substantiell, aber 
nicht kommerziell erneu- 
ern" soll. 

Die Wählerinnen und 
Wähler werden dann im 
Jahr 2002 vor der Entschei- 
dung zwischen einer kom- 
merziell promoteten SPD 
und einer CDU-Politik ste- 
hen,die in Diskussionen mit 
der Bevölkerung überall in 
unserem Land entwickelt 
worden ist. UD 
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'GEGEN  RECHTSEXTREMISMUS  UND  GEWALT 

ANGELA   MERKEL: 

Mit Recht gegen Rechts 

Ahnden statt mahnen. 
Recht und Gesetz 

konsequent anwenden 

Alle Demokraten in 
Deutschland sind sich in dem 
Ziel einig, dass Rechtsextre- 
mismus, Fremdenfeindlich- 
keit und Rassismus in unserem 
Land nicht geduldet werden 
können. Die übergroße Mehr- 
heit der Deutschen lehnt jede 
Form von politischem Extre- 
mismus und Gewalt entschie- 
den ab. 

Dieser breite Konsens 
sollte jetzt nicht durch einen 
Wettlauf immer neuer Vor- 
schläge zur Änderung von 
Gesetzen verdeckt oder gar 
beschädigt werden. Das 
Strafgesetzbuch und die 
Strafprozessordnung bieten 
eine Fülle von Möglichkei- 
ten, auf extremistische Ge- 
walttaten hart und schnell zu 
reagieren. Entscheidend ist, 
dass die Gerichte das mögli- 
che Strafmaß so ausschöp- 
fen, dass die abschreckende 
Wirkung des Strafrechtes 
sich auch tatsächlich entfal- 
ten kann. Derartige Delikte 
können nicht durch Tole- 
ranz oder sozialpädagogi- 
sche Sondermaßnahmen an- 
gemessen geahndet werden. 

Und ebenso entscheidend 
ist, dass - gerade bei jungen 
Gewalttätern - Urteile 
schnellstmöglich umgesetzt 
werden. 

Strategie statt 
Aktionismus. Gegen 

rot-grüne Apellpolitik 

Derzeit fehlt eine bun- 
desweit abgestimmte und 
nachhaltig unterstützte Stra- 
tegie gegen Rechtsextremis- 
mus, Fremdenfeindlichkeit 
und Rassismus. Hierfür ist in 
erster Linie die rot-grüne 
Bundesregierung verant- 
wortlich, die über vollmun- 
dige Ankündigungen bisher 
nicht hinausgekommen ist: 
• Rot-Grün hat im Regie- 
rungsprogramm verspro- 
chen, die Bekämpfung des 
Rechtsextremismus zu ei- 
nem Schwerpunkt der Ar- 
beit der Bundesregierung zu 
machen. Bis heute ist nicht 
einmal ein Konzept für die- 
sen Arbeitsschwerpunkt er- 
kennbar. 
• Rot-Grün hat vor zwei 
Jahren ein „Bündnis für De- 
mokratie und Toleranz - ge- 
gen Extremismus und Ge- 
walt" angekündigt. Die 
Bundesregierung    hat   bis 

heute zu diesem Projekt 
noch keinen überzeugenden 
Erfolgsnachweis vorlegen 
können. 
• Rot-Grün hat zugesagt, 
die Bundesregierung werde 
„Sicherheits- und Ord- 
nungspartnerschaften zwi- 
schen Bund, Ländern und 
Gemeinden" unterstützen- 
Diese Zusage ist über den 
Status eines Modellvorha- 
bens bis heute nicht hinaus- 
gekommenen. 
• Rot-Grün hat in der Ko- 
alitionsvereinbarung an- 
gekündigt, ein „Deutsches 
Forum für Kriminalpräven- 
tion" zu gründen. Dieses Fo- 
rum teilt im Internet mit- 
man befinde sich noch im 
Diskussionsprozess. 

Ich fordere Bundeskanz- 
ler Schröder auf, umgehend 
dafür Sorge zu tragen, dass 
die Bundesregierung ihrer 
Verantwortung für die 
Bekämpfung des Rechtsex- 
tremismus auch tatsächlich 
nachkommt und es nicht be' 
folgenlosen Ankündigun- 
gen bleibt. Wir wären in der 
Sache schon einen erhebh' 
chen Schritt weiter, wenn die 
Bundesregierung nicht wert' 
volle Zeit tatenlos hätte ver- 
streichen lassen. Das Bun- 
desland Bayern hat Vorbild' 
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GEGEN  RECHTSEXTREMISMUS  UND  GEWALT1 

haft gezeigt, wie man erfolg- 
reich gegen Extremismus 
und Gewalt vorgehen kann. 

Insgesamt zeigt sich jetzt, 
Welche wichtige und unver- 
zichtbare Rolle das Bundes- 
amt für Verfassungsschutz 
und die entsprechenden Ein- 
richtungen der Länder bei der 
Extremismusbekämpfung 
haben. Umso unverständli- 
cher ist, dass ein Ministerprä- 
sident Gerhard Schröder den 
Stellenplan des Verfassungs- 
schutzes in Niedersachsen 
von 410 auf rd. 200 Mitarbei- 
ter glatt halbiert hat. 

Es ist begrüßenswert, 
dass die Initiative der CSU 
für ein NPD-Verbot nun auch 
endlich den Kanzler in Be- 
wegung versetzt. Hier zeigt 
S'ch, dass Schröder - wie 
schon bei den Themen Rente 
und Zuwanderung - zum Ja- 
gen getragen werden muss. 

Vorbauen statt 
zuschauen. Präventiv 
gegen rechte Gewalt 

Zur Bekämpfung rechts- 
e*tremisti scher Gewalt brau- 
chen wir vorrangig ein Kon- 
zept der milieubezogenen 
Prävention, die sehr gezielt 
ar> den örtlichen Gegeben- 
sten ansetzt und zum Ziel 
nat> Fremdenfeindlichkeit 
Und Rassismus bereits im 
Ansatz zu bekämpfen. Es ist 
Wichtig und richtig, rechtsex- 

tremistische Gewalttäter - 
und hier insbesondere die 
Rädelsführer- mit der vollen 
Härte des Gesetzes zu bestra- 
fen. Aber nicht minder wich- 
tig ist es, alles daran zu set- 
zen, dass es gar nicht erst zu 
solchen Schandtaten kommt. 

Konzeption statt 
Medienaktion. 

13 Forderungen zur 
Eindämmung rechts- 

extremistischer Gewalt 

Elemente einer Strategie 
der milieubezogenen Präven- 
tion müssten sein: 
• Die Einrichtung wohnort- 
naher „Aktions-Foren gegen 
rechte Gewalt", die in Form 
von Stadtteilkonferenzen alle 
Kräfte bündeln, die zur 
Bekämpfung von Fremden- 
feindlichkeit und Rassismus 
einen Beitrag leisten können: 
Polizei, Jugendämter, Träger 
der verbandlichen und offenen 
Jugendarbeit und der Jugend- 
sozialarbeit, Lehrer, Kommu- 
nalpolitiker und sachkundige 
Bürger - auch Ausländer, die 
als Mitbürger bei uns leben. 
• Diese „Aktions-Foren ge- 
gen rechte Gewalt" können 
klarstellen, dass unsere Ge- 
sellschaft nicht gleichgültig 
wegschaut, wenn kleine 
Gruppen die Parole ausge- 
ben, man wolle „national be- 
freite" oder „ausländerfreie 
Zonen" schaffen. Die Bün- 

delung aller präventiven 
Kräfte in Stadtteilkonferen- 
zen bietet am ehesten die 
Chance, situationsgerechte 
Maßnahmen zu entwickeln. 
• Ohne eine ausreichende po- 
lizeiliche Präsenz kann der 
Staat gewaltbereiten Rechts- 
extremisten nicht entgegen- 
treten. Die Bundesländer 
müssen den präventiven Ein- 
satz von Polizeikräften an Or- 
ten, an denen bekannter- 
maßen Rechtsextremisten 
auftreten, deutlich verstärken. 
• Um dies leisten zu kön- 
nen, fordere ich die Bundes- 
regierung auf, die bereits er- 
folgten und derzeit geplan- 
ten Mittelkürzungen zu La- 
sten der Polizeien der 
Länder umgehend zurück- 
zunehmen. 
• Die Polizeien der Länder 
müssen sich durch struktu- 
relle Maßnahmen intensiver 
auf die Bekämpfung rechts- 
radikaler Gewalt einstellen. 
Notwendig ist die Einrich- 
tung eigener „Polizeiinspek- 
tionen für fremdenfeindliche 
Gewaltdelikte und politisch 
motivierte Straßengewalt". 
• Die Polizei muss in die La- 
ge versetzt werden, durch die 
Bildung von Sonderermitt- 
lungsgruppen mehr verdeck- 
te Aufklärungsarbeit im ge- 
waltbereiten rechtsextremi- 
stischen Spektrum leisten zu 
können. Notwendig ist ein 
polizeiliches „Frühwarn-Sy- 
stem". 
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• Das Bundeskriminalamt 
muss die zentrale Erfassung 
reisender Gewalttäter der 
rechten Szene organisieren. 
• Bei den Staatsanwalt- 
schaften sind Spezialabtei- 
lungen zu schaffen zur Ver- 
folgung kollektiver Ge- 
walttaten mit rassistischem 
oder fremdenfeindlichem 
Hintergrund. In diese Zu- 
ständigkeit soll auch die 
Beobachtung rechtsradika- 
ler Homepages im Internet 
fallen. 

In diesem Zusammen- 
hang weise ich darauf hin, 
dass die CDU im Internet 
eine Möglichkeit anbietet, 
rechtsradikale Homepages, 
auf die man beim Surfen ge- 
stoßen ist, den Behörden zu 
melden. 
• Um die abschreckende 
Wirkung von Verurteilun- 
gen rechtsextremistischer 
Gewalttäter zu optimieren, 
müssen Anklageerhebung 
und Verurteilung so zeitnah 
zum Gewaltdelikt erfolgen 
wie möglich und verfah- 
rensrechtlich zulässig. 
• Die Träger der offenen Ju- 
gendarbeit und der Jugend- 
sozialarbeit müssen durch 
eine verbesserte Mittelzu- 
weisung in die Lage versetzt 
werden, mobile Sozialarbei- 
ter-Teams in der rechtsradi- 
kalen Szene einzusetzen. Im 
Umgang mit Hooligans hat 
sich dieses Instrument sehr 
bewährt. 

• Ich fordere die Länder auf, 
- soweit dies noch nicht ge- 
schehen ist - umgehend „Ak- 
tionsprogramme gegen Ge- 
walt und Aggression" zu ent- 
wickeln und mit deren Um- 
setzung noch in diesem 
Herbst zu beginnen. 
• An den Schulen müssen 
Inhalte wie Gewalt, Rassis- 
mus, Fremdenfeindlichkeit, 
Diskriminierung und politi- 
scher Extremismus sowohl 
im Unterricht wie auch im 
Rahmen von Projekttagen 
stärker berücksichtigt wer- 
den. Es ist notwendig, die in- 
terkulturelle Kompetenz 
von Kindern, Jugendlichen 
und Heranwachsenden zu 
erhöhen und ihre Fähigkei- 
ten im Umgang mit „Frem- 
dem" zu fördern. 
• Die Bundeszentrale für po- 
litische Bildung und die ent- 
sprechenden Landeseinrich- 
tungen müssen das Thema 
„Rechtsextremismus, Frem- 
denfeindlichkeit und Rassis- 
mus" zu einem Schwerpunkt 
ihrer Arbeit machen. 
• Ausländerfeindliche Vor- 
kommnisse am Arbeitsplatz 
dürfen nicht verschwiegen 
werden. Die für die Personal- 
führung Verantwortlichen 
müssen mit großer Sensibi- 
lität dafür Sorge tragen, dass 
von rechtsradikaler Gewalt 
betroffene Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter sich ohne 
Angst vor Repressalien ihren 
Vorgesetzten     anvertrauen 

können. Die Betriebe haben 
die Pflicht, sich von auslän- 
derfeindlichen oder rassisti- 
schen Mitarbeitern unver- 
züglich zu trennen. 

Wir sind gegenüber 
rechtsextremer Gewalt 

nicht hilflos 

Deutschland ist gegenüber 
den rechtsextremistischen Ge- 
walttaten nicht macht- und 
hilflos. Unser Rechtsstaat ver- 
fügt über ausreichende gesetz- 
liche und prozessuale Instru- 
mente, um sich gegen die Fein- 
de der Demokratie erfolgreich 
zur Wehr zu setzen. Es kommt 
jetzt darauf an, dass alle, die 
politische oder administrative 
Verantwortung tragen, in 
ihrem Verantwortungsbereich 
das Notwendige mit Entschie- 
denheit umsetzen. Soviel 
Prävention wie möglich - das 
ist das Gebot der Stunde. Die 
Bekämpfung des Extremis- 
mus erfordert die Geschlos- 
senheit aller Demokraten. 

•miaiM 

Aufruf von General- 
sekretär Ruprecht 

Polenz zur Mitarbeit an 
der Internet-Initiative 
der CDU gegen Rechts- 

extremismus und 
Gewalt. Schreiben an 
Müntefering, Wester- 
welle und Bütikofer: 
www.cdu.de/infonet 
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CDU   STARTET   INITIATIVE: 

Netz gegen Gewalt 
Mit dem Appell „Auch im 
Netz muss gelten: keine 
Chance für Extremisten" 
haben die Parteivorsitzen- 
de Angela Merkel und der 
CDU-Internet-Sprecher 
Thomas Heilmann die In- 
itiative „Netz gegen Ge- 
walt" gestartet. 

Internet-Nutzer ha- 
ben damit die Mög- 
'ichkeit, sich ge- 
gen gewaltver- 
herrlichende, 
fremdenfeind- 
'iche und rassi- 
stische Homepa- 
ges, auf die sie beim 
Surfen stoßen, zu weh- 
ren. Die CDU hat dazu ver- 
schiedene Verfahren aufge- 
Zeigt, mit denen die „Netz- 
bürger" auf Seiten mit derar- 
l|gem Inhalt hinweisen und 
s°mit aus dem Netz verdrän- 
gen können. 

Unter www.netzgegen- 
gewalt.de finden Internet- 
Nutzer die Initiative mit drei 
Aktionsangeboten. Bei der 
"Operation Verfassungs- 
schutz" geht es um die 
behördliche Verfolgung von 
leiten mit extremistischem 
Hintergrund. Die gemelde- 
en Seiten werden direkt an 

das Bundesamt für Verfas- 
sungsschutz zur Prüfung 
Vveitergeleitet. 

Mit Hilfe der „Plattform 
Selbstkontrolle" gehen die 
gemeldeten Seiten an die 
„Freiwillige Selbstkontrolle 
Multimedia Dienstanbie- 
ter". Die dort angezeigten 
Beschwerden werden ge- 
prüft, die Anbieter und die 
Provider ermittelt und zur 

Abhilfe aufgefordert. 
Beim „Projekt 

Gatekeeper" geht 
es um die Erstel- 
lung einer Nega- 
tivliste für extre- 
mistische Seiten 

im deutschspra- 
chigen Internet. Die- 

se Negativliste kann dann 
als Filter den Zugriff auf be- 
stimmte Seiten von einzel- 
nen PCs ausschließen. Die 
Bertelsmann-Stiftung ent- 
wickelt derzeit mit der „In- 
ternet Content Rating Asso- 
ciation" (ICRA) entspre- 
chende Filtersoftware. 

Liebe Internet-User, 
alle Demokraten in 

Deutschland sind sich in 
dem Ziel einig, dass Ge- 
walt, Fremdenfeindlich- 
keit und Rassismus in un- 
serem Land nicht gedul- 
det werden können. Die 
übergroße Mehrheit der 

Deutschen lehnt jede 
Form des politischen Ex- 
tremismus ab. 

Dies gilt auch für die 
„Netzbürger". Wir schau- 
en nicht weg, wenn kleine 
Gruppen zu Hass und Ge- 
walt aufrufen, wenn Men- 
schen anderer Hautfarbe 
oder anderen Glaubens 
beleidigt und bedroht 
werden oder wenn nazi- 
stische Propaganda ver- 
breitet wird. Ausländer- 
feinde sind Verfassungs- 
feinde, Gewalttäter sind 
Schwerstkriminelle. Ihre 
virtuellen Angriffe sind 
sehr real und konkret. Die 
Antwort der Netzgemein- 
de muss dies auch sein. 
Deshalb rufen wir zu der 
Initiative „Netz gegen 
Gewalt" auf. 

Ein großer Teil der 
Propaganda und Kommu- 
nikation der Rechten fin- 
det im Internet statt. Wir 
fordern daher alle Inter- 
net-Nutzer auf: Decken 
Sie Seiten mit extremisti- 
schem Inhalt auf. Auch im 
Netz muss gelten: Keine 
Chance für Extremisten. 
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WOLFGANG   BOSBACH: 

Den rechtsradikalen Aufmärschen 
die medienwirksame Kulisse nehmen 

In der Debatte um die 
Bekämpfung von Rechts- 
extremismus und Gewalt 
erklärte und der Stellver- 
tretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Wolfgang Bos- 
bach: 

Es gibt keinen „Königs- 
weg" im Kampf gegen 
rechtsradikale Gewalttaten, 
gegen rechtsradikales Ge- 
dankengut. Es gibt nur die 
Möglichkeit, ein aus vielen 
Bausteinen bestehendes 
Mosaik zusammenzuset- 
zen, das in der Gesamtschau 
die Bündelung aller Kräfte 
zur Bekämpfung des 
Rechtsextremismus, von 
Fremdenfeindlichkeit und 
Rassismus widerspiegelt. 

Die beschämenden 
Bilder dürfen sich nicht 

wiederholen 

Einer dieser Mosaikstei- 
ne ist die Reform des Ver- 
sammlungsrechts, wie sie 
die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion seit Monaten an- 
mahnt und wie sie auch von 
Innenministern der Länder 
gefordert wird. Es gibt kein 

vernünftigen Grund, Ände- 
rungen des Versammlungs- 
rechts aus der Palette mögli- 
cher Maßnahmen zur 
Bekämpfung des Rechtsex- 
tremismus (wie natürlich 
auch des Linksextremis- 
mus) herauszunehmen. 

Beschämende Bilder, 
wie sie etwa am 29. Januar 
diesen Jahres um die Welt 
gingen, dürfen sich nicht 
wiederholen: Dass Neo-Na- 
zis mit schwarz-weiß-roten 
Fahnen durch das Branden- 
burger Tor marschieren und 
gegen das geplante Holo- 
caust-Denkmal demonstrie- 
ren ist unerträglich. Solche 
Bilder beschädigen das An- 
sehen Berlins und Deutsch- 
lands. Sie regen die Men- 
schen zurecht auf, sie sind 
eine Zumutung insbesonde- 
re für unsere jüdischen Mit- 
bürger. 

Nicht zulassen 

Wir fordern, dass solche 
Demonstrationen, deren 
Ziel es ist, unsere verfas- 
sungsmäßigen Werte zu ver- 
höhnen und das Ansehen 
Deutschlands in der Welt zu 

beschädigen, unter erleich- 
terten Bedingungen verbo- 
ten werden können. Wir dür- 
fen den Neo-Nazis nicht 
auch noch öffentlichkeits- 
und medienwirksame Kulis- 
sen für ihre Aufzüge liefern. 

Versammlungsgesetz 
entsprechend 
konkretisieren 

Schon ein durch öffentli- 
che Meinungskundgabe an- 
gestrebter Angriff auf unse- 
re freiheitliche demokrati- 
sche Grundordnung muss 
das Verbot einer Versamm- 
lung begründen können. Es 
kann nicht dabei bleiben, 
dass erst mit hinreichender 
Sicherheit zu erwartende 
Straftaten ein Versamm- 
lungsverbot rechtfertigen. 
Ein solches Verbot muss be- 
reits schon bei Gefahr einer 
nachhaltigen Beschädigung 
außenpolitischer Belange 
oder anderer erheblicher In- 
teressen der Bundesrepublik 
Deutschland möglich sein- 
Die Verbotsvorschrift des 
§ 15 Versammlungsgesetz 
muss entsprechend konkre- 
tisiert werden. UP 
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BUNDESZENTRALE  FüR  POLITISCHE  BILDUNG 

Die Berliner Außenstelle muss gerade 
jetzt erhalten bleiben 

^u den weiterhin angestreb- 
te« Verkleinerung der Ber- 
ber Außenstelle der Bun- 
jkszentrale für  politische 
Bildung und deren mögli- 
c"e Auswirkungen erklär- 
en die stellvertretende Ku- 
ratoriumsvorsitzende, An- 
gelika Volquartz, und das 
Kuratoriumsmitglied   und 
stellvertretender Sprecher 
er Jungen  Gruppe  der 

^DU/CSU-Bundestags- 
,raktion, Klaus Holetschek: 

Die jüngsten rechtsradi- 
alen Übergriffe gegen Aus- 
ter vornehmlich im Osten 
unseres Landes machen be- 
°'fen und fordern unseren 
taat   heraus,   Grundwerte 
leToleranz und Ausländer- 

Endlichkeit zu  verteidi- 
§en- Jene in unserem Grund- 
!fsetz eindeutig verbrieften 

^ndrechte waren es, mit 
r sich die Bundesrepublik 

.^tschland in ihrer über 50- 
J

u
ahr'gen Geschichte Respekt 

Anerkennung erworben 
s
nd sich als ein den Men- 

führechten      verPflichtet 
"'ender Staat erwiesen hat. 

j,   roleranz und Ausländer- 
Endlichkeit als Werte in 

Köpfen junger Men- 
en zur Durchsetzung zu 

seh 

A. Volquartz     K. Holetschek 

verhelfen, ist eine besonde- 
re Aufgabe des Staates. Als 
Instrument steht ihm dabei 
die politische Bildung zur 
Verfügung, die diese Her- 
ausforderung erfolgreich 
umsetzen kann. Auch die 
Außenstelle der Bundeszen- 
trale für politische Bildung 
in Berlin hat sich seit ihrer 
Einrichtung dieser Aufgabe 
verpflichtet gefühlt und er- 
folgreiche, aber längst noch 
nicht ausreichende Arbeit 
leisten können. 

Deshalb erscheint es uns 
vollkommen unverständ- 
lich, dass der Innenminister 
weiterhin an einer Verkleine- 
rung der Berliner Außenstel- 
le festhält und mit einer rei- 
nen „Bücherabholstelle" die 
Präsenz der Bundeszentrale 
in der deutschen Hauptstadt 
ausdrücken will. 

Angesichts der immer 
noch weitverbreiteten man- 
gelnden politischen Bildung 

junger Deutscher vor allem 
in den neuen Bundesländern 
erscheint es umso wichtiger, 
dass die Berliner Außenstel- 
le der Bundeszentrale für po- 
litische Bildung als zentrale 
Anlaufstelle und Ansprech- 
partner erhalten bleibt und 
von der deutschen Haupt- 
stadt aus ihre Arbeit in Ost- 
deutschland koordinieren 
und gezielt verstärken kann. 
Die Auffassung des Bun- 
desinnenministeriums, diese 
Arbeit könne auch von Bonn 
aus gleich effektiv geleistet 
werden, geht in die falsche 
Richtung. Denn sie lässt voll- 
kommen außer Acht, dass es 
hierbei auch um eine gewis- 
se Standortsymbolik geht, 
die beispielsweise ein ge- 
wichtiges Argument für den 
Hauptstadtumzug von Re- 
gierung und Parlament war. 

••Hl.—« 

Wortlaut des 
Aktionsplans der 

CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion zur Bekämp- 

fung von Fremdenfeind- 
lichkeit, Antisemitis- 

mus, Extremismus und 
Gewalt: www.cducsu. 

bundestag.de 
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1 M ITTELSTAND 

DIETRICH   AUSTERMANN 

Zwischen Anspruch und Wirklichkeit 
liegen Welten 

Zum „Mittelstands-Ak- 
tionsprogramm" von Bun- 
deswirtschaftsminister Mül- 
ler erklärte der haushaltspo- 
litische Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, 
Dietrich Austermann: 

Bundeshaushalt 2001 und 
Finanzplan (bis 2004) setzen 
die ökonomisch falschen Sig- 
nale. Die Investitionen wer- 
den drastisch zusammenge- 
strichen, im Jahr 2004 sind 
nur noch 10,3 vH aller Bun- 
desausgaben arbeitsplatz- 
schaffende Investitionen, ein 
trauriger Negativrekord. 

Die ganze Misere 
rot-grüner Politik 

Ebenso stiefmütterlich be- 
handelt wird auch der arbeits- 
platzschaffende Mittelstand, 
sowohl durch Eichels Steuer- 
politik als auch durch seine 
Haushaltspolitik. Hier zeigt 
sich die ganze Misere rot-grü- 
ner Haushaltpolitik. Der An- 
spruch lautet: Förderung des 
Mittelstandes, Voranbringen 
des Technologie- und For- 
schungsstandorts, Verdoppe- 
lung der Forschungsinvesti- 
tionen, Steigerung der Lei- 
stungs-   und   Wettbewerbs- 

fähigkeit kleiner und mittlerer 
Unternehmen, so wie es Mini- 
ster Müller jetzt in seinem 
„Mittelstands-Aktionspro- 
gramm" verkündet hat. Die 
Realität steht dem diametral 
entgegen 

Zur Förderung der Lei- 
stungs- und Wettbewerbs- 
fähigkeit kleiner und mittle- 
rer Unternehmen wurden un- 
ter Führung der CDU/CSU 
im Bundeshaushalt 1998 
noch 1,34 Mrd DM aufge- 
wendet. Im Haushaltentwurf 
2001 stehen nur noch 508 
M io DM zur Verfügung, dies 
ist einer brutale Kürzung um 
fast zwei Drittel. 

Die Ausgaben für For- 
schung und Entwicklung in 
den neuen Ländern werden 
von 255 Mio DM in diesem 
Jahrauf225MioDMimJahr 
2001 gekürzt. Bei der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" (Ost) 
werden die Mittel im Haus- 
halt 2001 um 300 Mio DM 
gegenüber 2000 zusammen- 
strichen (-13 vH). 

Und im Haushalt des Bun- 
deswirtschaftsministers ist 
eine globale Minderausgabe 
von 250 Mio DM ausge- 
bracht. Nach den Erfahrun- 

gen dieses Jahres wird das 
wiederum den Mittelstand- 
Forschung, Entwicklung, In' 
novation und Neue Techno- 
logien treffen. 

Letztlich wird der Mittel- 
stand auch durch den Verkauf 
der Deutschen Ausgleichs- 
bank an die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau getroffen- 
Denn die Subventionierun? 

des Bundeshaushalts in Höhe 

von 2 - 3 Mrd DM wird bei d| 
Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau zu jährlichen Finanzie- 
rungskosten von 250 Mio D^1 

führen, wodurch die Basis für 

die     Mittelstandsförderung 

entsprechend geschmälen 

wird. 

Müller läßt den 
Mittelstand im Stich 

Der Haushaltsentwurf 

2001, die rot-grüne Steuer 
politik, vor allem die Ok°' 
Steuer, sind Ausdruck m'1' 
telstandfeindlicher Politik 
Der Mittelstand wird gebeu' 
telt. Es wird deutlich, z^1' 
sehen Anspruch und WifK 

lichkeit rot-grüner Pol'11 

liegen Welten. Wirtschaf1' 
minister Müller lässt de 

Mittelstand im Stich.      • 
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MITTELSTAND ' 

GENERALSEKRETäR   RUPRECHT   POLENZ: 

Nur neue Überschriften 
über alten Programmen 

j^ii „Aktionsprogramms 
Mittelstand" des Bundes- 
w»ftschaftsminister erklär- 
e Generalsekretär Rup- 

recht Polenz: 
Dem Mittelstand hat die 

undesregierung nach wie 
0r nichts zu bieten als nur 

Schöne Worte. Das von Wirt- 
Schaftsm in ister Müller vor- 
stellte Aktionsprogramm 
Ze'gt einmal mehr: Die Poli- 
tlk der Schröder-Regierung 
'st substanzlos und nicht zu 
hnde gedacht. 

lumpe Vereinnahmung 

^ur neue Überschriften 
er alten fortgeschriebenen 

r°grammen. Zurecht wen- 
^n   sich   große   deutsche 

'rtschaftsverbände  gegen 
Plumpe Vereinnahmung 

Urch den Wirtschaftsmini- 
Jer- Statt schöner Worthül- 

und Scheinprogrammen 
e
raUchen wir in Deutschland 

'ich wieder eine wachs- 
^sfördernde und arbeits- 

^ ^schaffende Mittel- 
v
andspolitik.   Dazu  gehört 

r allem eine deutliche und 
^e'chmäßige steuerliche 
jj^-Entlastung für Betrie- 

Und Arbeitnehmer. 

Mit großen Versprechen 
geködert 

Die SPD hat den Mittel- 
stand im Bundestagswahl- 
kampf mit großen Verspre- 
chen geködert. Bislang war 
der Mittelstand jedoch nur 
Verlierer dieser Bundesre- 
gierung: die Lockerung des 
Kündigungsschutzes wurde 
zurückgenommen, die volle 

Lohnfortzahlung im Krank- 
heitsfall wieder eingeführt. 
Ökosteuer und 630-Mark- 
Gesetz geschaffen und vor 
wenigen Wochen eine mit- 
telstandsfeindliche Steuer- 
reform durchgepeitscht. 
Dem Mittelstand als Motor 
der deutschen Wirtschaft 
schadet al 1 dies. Arbeits- und 
Ausbildungsplätze werden 
so weder geschaffen noch 
gesichert. 

HANSJÜRGEN   DOSS 

Alarmsignale 
Zur aktuellen Situation 
auf dem Arbeitsmarkt er- 
klärte der mittelstandspo- 
litische Sprecher der CDU/ 
CSU, Hansjürgen Doss: 

Die neuen Zahlen sind 
ein Alarmsignal, das die Re- 
gierung wachrütteln und aus 
ihrer Selbstzufriedenheit 
reißen sollte. Die Arbeitslo- 
sigkeit steigt. Die Trag- 
fähigkeit der konjunkturel- 
len Aufwärtsentwicklung 
reicht nicht aus, um darauf 
eine stabile und positive Be- 
schäftigungsentwicklung 
zu bauen. Der Konjuktur- 
anstieg hat bei uns im Ver- 

gleich zu den Vereinigten 
Staaten und Asien mit er- 
heblicher Verspätung ein- 
gesetzt. Drei Prozent 
Wachstum sind zu wenig. 
Das Wachstum resultiert 
überwiegend aus einer we- 
gen der Euro-Schwäche 
anhaltend guten Export- 
nachfrage. 

Die ausländischen In- 
vestitionen zur Stabilisie- 
rung des Aufschwungs 
sind weitgehend ausge- 
blieben, weil das Vertrau- 
en ausländischer Anleger 
in den Investitionsstandort 
Deutschland fehlt. 
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BILDUNG 

ANNETTE   SCHAVAN 

Kinder und Jugendliche dürfen nicht zu 
Modernisierungsverlierern werden 

Die stellvertretende Par- 
teivorsitzende und baden- 
württembergische Kultus- 
ministerin, Annette Scha- 
van, in „CDU-online" vom 
10. August über die Aufga- 
ben der Bildungspolitik in 
einer vernetzten Welt. 

CDU-online: Zurzeit 
verdoppelt sich das mensch- 
liche Wissen alle fünf Jahre. 
Wie können Eltern eines 
Erstklässlers im Jahr 2000 
sicherstellen, dass ihr Kind 
die optimale Schulausbil- 
dung erhält, um im Jahr 
2018 fit für den Arbeits- 
markt oder das Studium zu 
sein? 

Schavan: Schulbildung 
muss mehr denn je Grundla- 
gen schaffen. Dazu gehört 
die Sicherheit in den Kultur- 
techniken; dazu gehören 
Orientierungswissen und 
die Fähigkeit, lebenslang zu 
lernen. Wir brauchen künf- 
tig weniger Spezialisierung 
in der Schulbildung, son- 
dern eine ausgewogene 
Mischung an Lerninhalten, 
wozu die Fremdsprachen, 
musisch-ästhetische Erzie- 
hung, mathematisch-natur- 
wissenschaftliche Bildung 
und nicht zuletzt historisch- 
politische Bildung gehören. 

CDU-online: Die TIMSS- 
Studie hat den deutschen 
Schülern mathematische Mit- 
telmäßigkeit bescheinigt. Wo 
liegen die Ursachen? Können 
vergleichende Qualitätstests 
zwischen den Schulen Abhilfe 
schaffen? 

Schavan: Ja, Qualitätstest 
wirken standardbildend. Sie 
helfen dann, wenn wir die not- 
wendigen Konsequenzen zie- 
hen. Dazu gehört eine Verbes- 
serung von Unterrichtsmetho- 
den und Lernmaterialien im 
Sinne von mehr anwendungs- 
orientiertem Lernen. 

CDU-online: Neben dem 
Internetanschluss im Klas- 
senzimmer brauchen wir 
neue Lehrpläne und Lern- 
konzepte, die das Internet in 
den Unterricht integrieren. 
Welche Anforderungen stellt 

das Informationszeitalter ö" 
unser Schulsystem? 

Schavan: Der Computer 
hat nicht nur in den Kinder- 
zimmern, sondern auch in den 
Klassenzimmern längst Ein' 
zug gehalten. Die Herausfor- 
derung besteht nun wenigen11 

der Bedienung der Technik- 
sondern in der sinnvollen 
Ausnutzung der Möglichkei- 
ten, die diese uns bietet. Wir 
müssen also die Didaktik der 
einzelnen Fächer so weiter- 
entwickeln, dass sie das P°' 
tential des Computers mög' 
lichsteffektiv ausschöpft. Be' 
sonders wichtig ist dabei das 

Internet, das vernetzte Kon1' 
munikation weltweit ermög' 
licht und den Zugang zu einef 

enormen Masse von Inform3' 
tionen eröffnet. Um nicht | 
dieser Datenflut unterzuge' 
hen, sollten Kinder und Jü' 
gendliche in der Schule nie"1 

nur 'Suchmaschinen' kenne11 

lernen, sondern vor allen 

' Suchstrategien' undMaßs*3' 
be zur Bewertung der Inf° 
mationen. 

CDU-online: Der U»1' 
gang mit den Neuen Med'e 

gehört inzwischen zu &e 

zentralen fächerübergfe' 
fenden SchlüsselkompeW'1' 
zen. Kann die Weiterbildet 
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der Lehrer mit dem techni- 
schen Fortschritt überhaupt 
n°ch mithalten? 

Schavan: Lehrerinnen 
Und Lehrer stehen in beson- 
derer Weise vor den Heraus- 
forderungen des Informati- 
°iszeitalters. Viele von ihnen 
feisten mit großem Engage- 
ment einen wichtigen Beitrag 
dazu, die junge Generation fit 
für die Zukunft zu machen. 
Darin muss die Bildungspoli- 
tik sie unterstützen und geeig- 
nete Angebote zur Fort- und 
Weiterbildung machen. 

CDU-online: Wie beitr- 
aten Sie die Chancen von so- 

z'al schwächeren Schülern in 
^er Wissensgesellschafi, die 
Zu Hause weder über einen 

C- noch über einen Internet- 
togang verfögen? Sind wir 
"ier auf dem Weg in eine 
Z*>eidrittelgesellschafi? 

Schavan: Bildungspoli- 
'k muss gerade verhindern, 
ass Kinder und Jugendliche 
u   Modernisierungsverlie- 

rem werden. Im Mittelpunkt 
"iserer Bildungspolitik steht 
er einzelne Mensch mit sei- 

j|en Fähigkeiten und Bega- 
ngen. Diese gilt es in der 
chule zu entdecken  und 

nachhaltig zu fördern. 
CDU-online:    Schüler, 

'e ihre Mitschüler ausrau- 
en, erpressen oder brutal 
erprügeln   -  das   Thema 

"Q&valt   in   der   Schule" 
8*hört längst zum Schulall- 

#•   Was   können   Eltern, 

Lehrer und Schüler konkret 
gegen gewaltbereite Mit- 
schüler unternehmen? 

Schavan: Schule ist das 
Spiegelbild der Gesellschaft. 
Wer wissen will, was sich in 
unserer Gesellschaft tut, der 
muss in eine Schule gehen. 
Unsere Schulen haben viele 
Maßnahmen zur Gewalt- 
prävention auf den Weg ge- 
bracht. Am wirkungsvollsten 
sind jene, bei denen Jugendli- 
che zum Beispiel als Streit- 
schlichteroder Mentoren aus- 
gebildet werden und unmit- 
telbar in die Präventionsmaß- 
nahmen eingebunden sind. 
Wir dürfen keine Strategien 
über die Köpfe der Jugendli- 
chen hinweg entwickeln. Wir 
müssen Jugendliche beteili- 
gen an Strategien der Gewalt- 
vermeidung. 

CDU-online: Unsere 
Schul- und Hochschulabgän- 
ger sind wegen ihres Alters im 
internationalen Vergleich oft 
nicht mehr wettbewerbs- 
fähig. Welche Erfahrungen 
haben Sie in Baden- Württem- 
berg mit dem Express-Abitur 
gemacht, also mit der Mög- 
lichkeit, nach zwölf Jahren 
das Abitur abzulegen ? 

Schavan: Wir haben 
durchweg gute Erfahrungen 
gemacht. Nach zwölf Jahren 
Abitur zu machen, das setzt 
keine Hochbegabung voraus, 
sondern Interesse und eine 
besondere Motivation zum 
Lernen. Es wird von den al- 

B I LD UNG ' 

lermeisten Schülerinnen und 
Schülern als zusätzliche An- 
regung und Herausforderung 
erfahren. Es ist ein wichtiger 
Schritt zum verantwortungs- 
vollen Umgang mit der Le- 
benszeitjunger Menschen. 

CDU-online: In Berlin 
haben Sie kürzlich das Pro- 
jekt „Stiftung Bildungstest" 
vorgestellt. Warum dieser 
Vorschlag? 

Schavan: Der Schlüssel 
der lernenden Gesellschaft 
liegt in einer qualifizierten In- 
frastruktur für Weiterbildung. 
Deshalb schlägt die CDU die 
Einrichtung der „Stiftung Bil- 
dungstest" vor, eine Stiftung, 
die im Bereich der Weiterbil- 
dung verlässliche Beratung, 
Transparenz und Auskunft 
über Qualität gibt. 

CDU-online: Was unter- 
scheidet die von Ihnen favo- 
risierte „Stiftung Bildungs- 
test" von den Plänen der 
Bundesbildungsministerin 
Bulmahn, Weiterbildungs- 
angebote durch die Stiftung 
Warentest überprüfen zu 
lassen? 

Schavan: Die Stiftung 
Warentest wäre überfordert, 
wenn sie diese Aufgaben zu- 
sätzlich übernehmen müsste. 
Im übrigen ist das Bildungs- 
wesen in jedem Sektor so dif- 
ferenziert, dass ein eigenes In- 
strument sinnvoll ist. Wie die 
Stiftung Warentest braucht 
auch die „Stiftung Bildungs- 
test" Unabhängigkeit.      UD 
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"BILD U N G 

THOMAS   HEILMANN 

Wir brauchen schnellstens eine 
schlüssige Internetstrategie 

Zur Vorstellung der „IT- 
Offensive für den Bildungs- 
bereich" durch ßundesbil- 
dungsministerin Edelgard 
Bulmahn erklärte der In- 
ternet-Sprecher der CDU, 
Thomas Heilmann: 

Ich begrüße die 16. 
Ankündigung der Bundes- 
regierung, den Bildungsbe- 
reich auf das Informations- 
zeitalter einzustellen. Mit 
wechselnden Herausgebern 
und veränderten Überschrif- 
ten hat die Bundesregierung 
heute zum wiederholten Mal 
Kompendien von Einzel- 
maßnahmen aufgelegt. Lei- 
der ist auch diesmal die Bot- 
schaft: nichts Neues und 
nichts Abgestimmtes. 

Keine konkreten 
Antworten 

• Die Bundesregierung 
kündigt erneut an, bis Ende 
2001 alle Schulen ans Netz 
zu bringen. Heute sind es ein 
Drittel. Konkrete Antwor- 
ten auf die Frage, wie das 
Ziel erreicht werden soll, 
gibt es nicht. Gleiches gilt 
für die Schüler-Laptops. 
Seit dem Start der Initiative 
„Schulen ans Netz" im Jah- 

re 1996 sind keine neuen 
Ansätze erkennbar. 
• Die Bundesregierung 
kündigt Gespräche zwi- 
schen dem Finanzministeri- 
um und dem Bildungsmini- 
sterium über Steuererleich- 
terungen bei der Anschaf- 
fung von Schüler-Laptops 
an. Interessanter wären die 
Ergebnisse. 
• Bei der Verwendung der 
Erlöse aus der UMTS-Ver- 
steigerung hat Frau Bul- 
mahn keine Ansprüche an- 
gemeldet. Es ist aber drin- 
genderforderlich, hier einen 
klaren finanziellen Akzent 
für Bildung und Internet zu 
setzen. Schade, dass die zu- 
ständige Ministerin nicht 
dafür kämpft. 

Die Bundesregierung und 
alle Parteien in Deutschland 

wollen zu Recht alle An- 
strengungen unternehmen, 
um allen Bevölkerungsgrup- 
pen den Zugang zu den neu- 
en Technologien zu ermögli- 
chen. 

Eine tiefe digitale 
Kluft 

Aber die derzeit gefährli- 
chere und tiefere digitale 
Kluft verläuft nicht in unse- 
rem Land, sondern zwischen 
unserem Land und anderen 
Ländern, die weiter sind- 
Deshalb braucht Deutsch- 
land dringend eine realist'' 
sehe Vision, eine durchdach- 

te Strategie und eine Bünde- 
lung in der Umsetzung. Dar' 
an müssen Politik und 
Wirtschaft mit höherem 
Tempo arbeiten. Die Bun- 
desbildungsministerin h;l 

als Zeithorizont für die AUS' 
stattung aller Schüler mit ei' 
nem Laptop zunächst „deut' 
lieh unter zehn Jahre" ange' 
geben und sich dann kofl"1' 
giert: „bis 2006". Es blei^ 
hinzuzufügen: Deutlich v0J 
2006 muss in Deutschland 
der Sprung zu einer schlüs*1' 
gen Internetstrategie der P°' 
litik gelingen. 00 
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E U R 0 P A  ' 

FRIEDRICH   MERZ: 

Charta der deutschen Heimatvertriebenen 
weist europäischen Weg 

anlässlich des 50. Jahres- 
tages der Verkündung der 
Charta der deutschen Hei- 
•natvertriebenen am 5. 
August erklärte der Vor- 
sitzende der CDU/CSU- 
**undestagsfraktion: 

Mit der Charta der deut- 
schen Heimatvertriebenen 
v°m 5. August 1950 wird ein 
^merkenswertes Dokument 
^r deutschen Nachkriegsge- 
Sc'hichte 50 Jahre alt. Nur we- 
ni§e Jahre nach dem Schick- 
el der Vertreibung und des 
Heimat Verlustes hatten sich 

•e Vertriebenen zusammen- 
stunden, um ein Zeichen der 

ersöhnung zu geben und ein 
ekenntnis zu einem einigen 

Europa abzulegen. Dieses Be- 
kenntnis  ist  nach  wie  vor 
inaktuell, da sich der Kon- 
vent anschickt, die Zeit der 
billing und des Kalten Krie- 
§es endgültig zu überwinden. 

Die  deutschen   Heimat- 
ertriebencn     distanzierten 

SlchmitihrerChartanichtnur 
°n Rache und Vergeltung, 
idem versprachen, an ci- 

ern geeinten Europasmitzu- 
VV'rken, „in dem die Völker 
hne Furcht und Zwang le- 
,n können". Gemeint war 
cnt das sich üerade heraus- 

bÜd ende freie Westeuropa, 

sondern ein Gesamteuropa, 
das die Staaten mit umfassen 
sollte, die damals unter der 
kommunistischen Zwangs- 
herrschaft standen. Heute 
wird die gesamteuropäische 
Vision Wirklichkeit. Der Eu- 
roparat hat sich nachdem Fall 
des Eisernen Vorhangs auf 
nahezu alle europäischen 
Staaten ausgedehnt. Polen, 
Tschechien und Ungarn sind 
Mitglieder der NATO. Und 
in wenigen Jahren werden 
Deutschlands östliche Nach- 
barn der Europäischen Union 
angehören. 

Die deutschen Heimatver- 
triebenen sind durch ihr be- 
harrliches Eintreten für die 
Selbstbestimmungder Völker, 
für das Recht auf die Heimat 
und für wirksame Volksgrup- 
penrechte zu Schrittmachern 

eines friedlichen Zusammen- 
lebens verschiedener Völker 
und Volksgruppen geworden. 
Die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion erkennt den großen 
Beitrag der deutschen Heimat- 
vertriebenen zum Wiederauf- 
bau Deutschlands und Euro- 
pas an und begrüßt das Enga- 
gement der Vertriebenen für 
die europäische Einigung. 

Recht auf Heimat 

In einer freien europäi- 
schen Staatengemeinschaft 
darf Vertreibung nie wieder 
Mittel der Politik sein. Auch 
deshalb hat die CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion Vor- 
schläge für die Einfügung ei- 
nes Rechtes auf die Heimat 
undeiner Schutzbestimmung 
für ethnische, nationale und 
sprachliche Minderheiten in 
die Grundrechtecharta der 
Europäischen Union vorge- 
legt, die inzwischen in den 
Grundrechtekonvent einge- 
bracht worden sind. 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion wird auch in 
Zukunft die berechtigten Be- 
lange der deutschen Heimat- 
vertriebenen wahren und ver- 
treten. UD 
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1 AUFGELESEN 

&*\J  1  HTS,TjoTüR DEUTSCH^ g*l 

GREEN   CARD 

Wir brauchen eine 
Bildungsoffensive 

Selbstverständlich ist es 
noch zu früh, bereits zu die- 
sem Zeitpunkt von einem 
Flop zu sprechen. So viel ist 
aber sicher: Das Interesse 
der deutschen IT-Unterneh- 
men an ausländischen Ex- 
perten ist offenbar lange 
nicht so groß, wie dies 
zunächst vermutet worden 
ist. Die Diskussion über die 
Green Card lenkt letztlich 
nur von den eigentlichen 
Problemen der Bildungspo- 
litik ab. Für die betroffenen 
IT-Unternehmen wäre es 
sehr viel sinnvoller, wenn 
Schröder und sein rot-grü- 
nes Kabinett eine Bildungs- 
offensive starten würden, 
die diesen Namen auch ver- 
dient. Handelsblatt 

Bei Licht betrachtet 
eine rote Karte 

Der EDV-Branche wird 
die Green Card helfen. Aber 
der ziemlich spontanen Ent- 
scheidung des Bundeskanz- 

lers ging keine gründliche 
Analyse der Ursachen fiir den 
Mangelan Fachkräften in die- 
ser Zukunftsindustrie voran. 
Keine verläßlichen Schätzun- 
gen darüber zum Beispiel, 
wieviele der 30.000 arbeitslo- 
sen deutschen Informatiker 
für die heutigen Anforderun- 
gen weitergebildet werden 
könnten. In Indien gibt es On- 
line-Fachschulen, in Deutsch- 
landfehlen Computer in Klas- 
senzimmern und Hochschu- 
len. Die Green Card ist bei 
Licht betrachtet eine rote Kar- 
te fiir das Versagen von Poli- 
tik und Wirtschaft bei der Aus- 
bildung des eigenen Nach- 
wuchses. 

Sächsische Zeitung 

„STIFTUNG 
BILDUNGSTEST" 

Überfällig 

Die Einrichtung einer 
„Stiftung Bildungstest", so- 
eben noch einmal in Berlin 
von Annette Schavan und 
Norbert Hauser vorgestellt, 
zählt zu den wichtigsten Vor- 
schlägen des vor längerer 
Zeit veröffentlichten CDU- 
Bildungsprogramms.      Die 

ständige Forderung an jeder- 
mann, sich fort- und weiter- 
zubilden, hat zu einer un- 
durchschaubaren Vielzahl 
von Angeboten geführt. Eine 
wirklich unabhängige Stif 
tung verschiedener Bildung*' 
angebote ist daher überfällig- 
Nun hängt alles davon ab, ob 
es der CDU gelingt, ihren Ge- 
setzentwurf so zufassen, dass 
der geplante Sachverständi- 
genrat mit unabhängige» 

Fachleuten besetzt wird. 
Frankfurter Allgemeine 

MITTELSTANDS- 
POLITIK 

Leere Versprechen 

Was haben die jetzigefl 

Regierungsparteien den1 

Mittelstand während des 

Bundestagswahl kämpfeS 

nicht alles versprochen, d°' 
mit die Inhaber der kleine'1 

und mittelständischen Be' 
triebe ihr Kreuz an der rieb' 
tigen Stelle machen. Einge' 
löst wurde davon bislang 
wenig. Die Rücknahme de 
gelockerten Kündigung5' 
Schutzes trifft ausschließt® 
die Kleinen. Die Wiederein- 
führung der vollen Lon'1' 
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• B^WPWGründungsiahr— ^   /> 1     W^ 

J°rtzahlung im Krankheits- 
fall schraubt die Kosten 
h°ch. Das Konzept für das 
Afifang 1999 in Kraft getre- 
ene Steuerentlastungsge- 

SetZ wurde zwar zu Gunsten 
des Mittelstands nachgebe s- 
Sert- Doch geschah dies erst 
nach lautstarkem Protest. 
Und zudem werden die En- 
dungen durch Belastun- 

$en im Zuge der Ökosteuer 
Nieder aufgefressen. 

Die Welt 

EXPO 

Klein geredet 

Als die Expo noch Baustel- 
e *>ar, schafften es die deut- 

schen Medien, die erste Welt- 
QUsstellung in Deutschland 

*   das    Problem    einer 
s^arZen Null zu reduzieren. 

e" sich nun jeder selbst ein 

y " von ihr machen kann, seit 
•' "« Wochen also, wurde nur 

Jdie Besucher geschaut, die 
'c'ht da waren. Weil die anvi- 

S**e Zahl von 300.000 am 
8 Weit unterschritten wur- 

y' 8'ng völlig unter, dass 
. °°0 zahlende Gäste Tag 

'ag, zuweilen auch mehr 
' "oppeif so viele, [n langen 

Schlangen vor den Pavillons 
standen. Durch Mundpropa- 
ganda scheint sich allmählich 
herumzusprechen, was die 
Negativ-Schlagzeilen ver- 
schweigen: dass die Neugieri- 
gen, die sich nicht von der Rei- 
se nach Hannover abhalten 
ließen, durchaus auf ihre Ko- 
sten gekommen sind. 

Frankfurter Allgemeine 

JUSTIZ 

Von wegen Zufall 

Selten haben sich Staats- 
anwälte so blamiert wie die 
Justiz-Ermittler im Fall 
Profalla. Drei Tage vor der 
Wahl in Nordrhein-Westfa- 
len hatten sie mehrere Mann 
hoch das Haus des CDU- 
Bundes tagsabgeordneten 
gestürmt und Beweise für 
Steuerhinterziehungen ge- 
sucht. Kleinlaut müssen sie 
nun, drei Monate später, 
eingestehen: alles nur heiße 
Luft. Die ganze Vorwahl- 
Aktion - inklusive der Auf- 
hebung der Abgeordneten- 
Immunität - also nur ein 
bedauerlicher Zufall? Ein 
bitterer Nachgeschmack 
bleibt.   Die   Staatsanwalt- 

NACHSPIEL. Das Ermitt 
lungsverfahren gegen den 
CDU-Bundestagsabgeord- 
neten Ronald Profalla we- 
gen des Verdachts der Steu- 
erhinterziehung ist einge- 
stellt worden. Die Staatsan- 
waltschaft Kleve teilte mit, 
der Anfangsverdacht eines 
Verstoßes gegen steuerli- 
che Vorschriften habe sich 
nicht erhärtet. Die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
kündigte ein parlamentari- 
sches Nachspiel im Bun- 
destag an. Im Mittelpunkt 
werde sie Frage stehen, ob 
die Aufhebung der Immu- 
nität Profallas vier Tage vor 
der NRW-Landtagswahl 
durch eine bewusste Täu- 
schung des Immunitätsaus- 
schusses erreicht worden 
sei. Die politische Verant- 
wortung trage der nord- 
rheinwestfälische Justizmi- 
nister Jochen Dieck-mann 
(SPD). Profalla sei durch 
das Verhalten der Behörden 
schweres Unrecht wider- 
fahren. 

schaft Kleve hat der Glaub- 
würdigkeit einer politisch 
unabhängigen Justiz schwe- 
ren Schaden zugefügt. 
   Bild 
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1 PARTE I A R B E IT 

DISKUSSIONEN   UND   BERATUNGEN 

Die Präsidiums-Kommissionen 

• Kommission 
Parteireform 

Vorsitzender: General- 
sekretär Ruprecht Polenz 

Die konstituierende Sit- 
zung fand am 17. August 
statt. Nach Diskussionen 
mit Kreisgeschäftsführern 
und auf Kreisvorsitzenden- 
Konferenzen soll für den 
Bundesparteitag im näch- 
sten Jahr eine Beschluss- 
vorlage erarbeitet werden. 

• Kommission 
„Spielraum für kleine 
Einheiten" 

Vorsitzende: 
Staatssekretärin a.D. 
Christa Thoben 

Nach Vorlage eines Zwi- 
schenberichts für die Klau- 
surtagung des Präsidums am 
14. Juni sollen die Konzepte 
der Kommission bis zum 
Herbst dieses Jahres erarbei- 
tet und vorgestellt werden. 

• Kommission „Sicher- 
heit in Deutschland" 

Vorsitzender: 
Landesinnenminister 

Jörg Schönbohm 
Bis Frühjahr nächsten 

Jahres soll ein modernes 
Sicherheitskonzept erar- 
beitet werden. 

• Kommission Soziale 
Marktwirtschaft 

Vorsitzende: 
Parteivorsitzende 
Angela Merkel 

Ergebnisse der Bera- 
tungen dieser Kommission 
sollen ebenfalls im Früh- 
jahr nächsten Jahres vor- 
gelegt werden. 

• Kommission Internet 
Vorsitzender: 
Generalsekretär 
Ruprecht Polenz 

Die konstituierende 
Sitzung fand am 27. Juni 
statt. Ziel ist die Formulie- 
rung eines deutschen Inter- 
net-Ent w ick lungs-Pro- 
gramms als Vorlage für 
den Bundesvorstand. 

• Arbeitsgruppe 
„Zuwanderung und 
Intergration" 

Vorsitzender: 
Ministerpräsident 
Peter Müller 

Am 10. Juli hat das Prä- 
sidum über die Mitglieder 
der Arbeitsgruppe ent- 
schieden. Der Auftrag an 
die Arbeitsgruppe: ein um- 
fassendes Zuwanderungs- 
konzept erarbeiten und be- 
raten. 

• CDU/CSU Programm- 
kommission Europa 

Vorsitzender: 
Wolfgang Schäuble 

Bis zum Herbst sollen 
gemeinsame Leitsätze für 
das Europa der Zukunft 
formuliert werden. 

• Kommsission Bildung 
Vorsitzende: 
Landeskultusministerin 

Annette Schavan 
Die Kommission hat 

ihre bildungspolitischen 

Leitsätze formuliert und zur 
Diskussion gestellt. Die neu- 
en Leitsätze sollen am 20. 
November auf dem „Kte'' 
nen Parteitag" in Stuttgart 
verabschiedet werden. 

• Kommission 
„Sozialstaat 21" 

Vorsitzender: 
Vorsitzender der CDU 
in Niedersachsen, 
Christian Wulff 

Auf dem Sozialstaat- 
kongress am 24. Juni ha1 

die Kommission ein Di*' 
kussionspapier vorgelegt- 
Daraus soll ein Programm 
werden, über das der Bun- 
desparteitag im nächsten 
Jahr beraten und entschei' 
den wird. 
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PVSt,   Deutsche  Post AG 
Entgelt  bezahlt. 

Machen Sie Schluss mit der ewigen Sucherei. 
Mit dem CDU-Handy-Sessel findet Ihr Mobiltclefon 
endlich seinen festen Platz in der Wohnung oder im 
Büro. Die witzige Tischhalterung erhalten Sie beim 
IS-Versandzentrum in den Farben Blau und Orange. 

Preis je Expl. 7,00 DM 
Bestell-Nr. 9659 (Orange) 
Bestell-Nr. 9660 (Blau) 

BESTELL- 
ANSCHRIFT 

IS- Versandzen trwn 
Postfach 1465 

59306 Ennigerloh 
Telefax 025241911310 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann-de 


